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DIE BUNDESMINISTERIN 
für Jugend und Familie 

UR. SONJA MOSER 

A-IOIO Wien. Franz-Josefs Kai 51/8 

GZ 170 0502!44-Pr.2!95 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
1017 wie n 

Telefon 

Fax 

(01) 534 75 - 0 
: (01) 534 75 - 303 

XIX.GP.-NR 
A30 0 lAB 

1995 ~08- D ~ 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Haidlmayr und FreundInnen haben am 

22. Juni 1995 die parlamentarische Anfrage Nr. 1382/J bertreffend 

eine Resolution für ein Gleichstellungsgesetz für behinderte 

Menschen eingebracht: 

1. Wie lautet Ihre Meinung zu den Inhalten und Forderungen der 

der Anfrage beigelegten Resolution? 

2. Welche Möglichkeiten sehen Sie, um in Ihrem Ressort 

vorhandene Diskriminierungen zu beseitigen? 

3. Wie stehen Sie zu der Forderung nach Schaffung eines 

umfassenden Gleichstellungsgesetzes? 

4. Sind Sie bereit, einen konkreten Beitrag zur Schaffung 

eines solchen Gesetzes zu leisten? 

5. Wenn nein: welches sind die Gründe dafür? 

6. Wie stehen Sie zu der Forderung nach einer Verankerung der 

Gleichstellung behinderter Menschen in der Verfassung? 
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7. Sind Sie bereit als ersten Schritt alle in die Kompetenz 

Ihres Ressorts fallenden Gesetze nach diskriminierenden 

Stellen untersuchen zu lassen? Wenn nein: welches sind die 

Gründe dafür? 

Diese Fragen beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 

zu Frage 1 

Grundsätzlich befürworte ich jede Maßnahme, die es behinderten 

Menschen ermöglicht, ein selbstbestimmtes Leben zu führen und 

gesellschaftliche Anerkennung ohne Ausgrenzung zu erfahren. 

Besonders wichtig erachte ich in diesem Zusammenhang die 

Integration behinderter Menschen in allen Lebensbereichen und allen 

Altersstufen. 

Ich werde deshalb im Rahmen meiner Kompetenzen alle Bemühungen 

unterstützen, die ein gemeinsames Leben von behinderten und 

nichtbehinderten Personen fördern, sei es im Kindergarten, in der 

Schule, in der Berufsausbildung, in der Arbeitswelt oder in der 

Freizeit. 

Mein Ressort hat sich bereits seit längerer Zeit mit den Anliegen 

behinderter Menschen, inbesondere von Familien mit behinderten 

Angehörigen, beschäftigt. Beispiele für diese Aktivitäten bietet 

die Tätigkeit des anläßlich des Internationalen Jahres der Familie 

eingerichteten Arbeitskreises "Familie und Behinderung" sowie die 

Durchführung von Veranstaltungen wie die Antidiskriminierungs

enquete oder die Enquete "Behindertes Kind - Gehinderte Familie". 
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zu Frage 2 

Derzeit werden in meinem Ressort 9 Bedienstete beschäftigt, bei 

denen eine Minderung der Erwerbstätigkeit von mindestens 50 % 

besteht. Die gesetzliche Pflichtzahl wird somit erheblich 

überschritten, was mich nicht davon abhalten wird, die Bemühungen 

zur weiteren Aufnahme Behinderter fortzusetzen. 

Außerdem ist geplant, das Amtsgebäude des Bundesministeriums für 

Jugend und Familie durch folgende Maßnahmen behinderten- gerecht 

umzugestalten: 

* Montage von Rampen am Eingang sowie beim Zugang zur Jugend

Infostelle sowie Adaptierung der Türen 

* verbesserter Zugang zum Behinderten WC im Erdgeschoß 

* Leitschiene für Blinde von der U-Bahn-Station zum Bundes

amtsgebäude 

* Anzeigentafel in Brailleschrift lm Lift 

Überdies ist geplant, im Herbst dieses Jahres einen 

Behindertenbeauftragten/eine Behindertenbeauftragte zu wählen, um 

eine konsequente Vertretung der Anliegen von behinderten 

Dienstnehmern zu gewährleisten. 

zu Fragen 3,4 urid 5 

Die österreichische Verfassungsrechtslage kennt keinen 

einheitlichen Kompetenztatbestand der Behindertenhilfe, vielmehr 

ist die Zuständigkeit zur gesetzlichen Regelung 

nach den einzelnen Aspekten zwischen Bund und Ländern aufgeteilt. 
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Ein einfaches Bundesgesetz zur Gleichstellung von behinderten 

Menschen hatte nur Wirkung auf Bundesebene, wahrend wichtige 

Lebensbereiche, die in die Regelungszustandigkeit der Länder 

fallen, wie Bauen und Wohnen, nicht umfaßt waren. 

Ich unterstütze deshalb vielmehr die Verankerung der 

Gleichstellung von Behinderten in der Bundesverfassung durch 

ausdrückliche Nennung dieser Bevölkerungsgruppe im Art.7 B-VG. 

Darüberhinaus wäre es denkbar, daß durch die Einfügung einer 

Staatszielbestimrnung im Verfassungsrang, ähnlich dem Umweltschutz, 

dazu beigetragen wird, Diskriminierungen in den einzelnen 

Lebensbereichen zu beseitigen. 

Hiezu möchte ich auch auf die Vorarbeiten des Bundeskanzler- amtes 

zu einem Bundesverfassungsgesetz über wirtschaftliche und soziale 

Rechte verweisen. 

zu Frage 6 

Artikel 7 Bundesverfassungsgesetz schließt zwar die 

Gleichbehandlung von behinderten Mitbürgern mit ein. Ich halte es 

dennoch für sinnvoll, diese Personengruppe explizit zu benennen. 

Ähnlich wie bei den Frauen, die im zweiten Satz des Artikel 7 

ausdrücklich genannt sind, besteht auch bei Behinderten ein 

besonderer Bedarf, um tatsächliche Ungleichbehandlung zu 

verhindern. 
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Im übrigen entspricht es der internationalen Entwicklung, alle 

Personengruppen, die vqn Diskriminierung betroffen sein können, in 

derartigen Bestimmungen explizit zu benennen, beispielsweise Art. 2 

Abs. 1 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes. 

zu Frage 7 

Der anläßlich des Internationalen Jahres der Familie eingesetzte 

Arbeitskreis "Familie und Behinderung" hat jene gesetzlichen 

Regelungen herausgearbeitet, die Benachteiligungen für Familien mit 

behinderten Kindern enthalten. 

Die Untersuchung und Beseitigung der aufgezeigten Defizite, die 

mein Ressort betreffen, wird einen Schwerpunkt meiner Arbeit 

bilden. 

Außerdem werde ich im Wege der Begutachtung von Bundes- und 

Landesgesetzen besonderes Augenmerk auf die Anliegen der Resolution 

legen. 

v ~--~-

I I ~I (<j'1S-
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XIX.GP.-NA 

1382 IJ 
1995 -06- 2 2 ANFRAGE 

der Abgeordneten Haidlmayr, Freundinnen und Freunde 

an die Bundesministerin für Jugend und Familie 

betreffend eine Resolution für ein Gleichstellungsgesetz für behinderte Menschen 

Am 20. April 1995 wurde eine von nahezu 49.000 Menschen unterschriebene "Resolution 
für ein Gleichstellungsgesetz" für behinderte Menschen von Betroffenen an den Präsidenten 
des Nationalrates übergeben. Diese österreichweite Unterschriftenaktion wurde von 
Mitgliedern des "Forums der Behinderten- und Krüppelinitiativen" initiien und von 
zahlreichen Gruppen, Initiativen und Vereinen aus dem Behindertenbereich u'nterstützt und 
getragen. 

In dieser Resolution wird eine gesetzliche Regelung gefordert die sicherstellt. daß 
Diskriminierungen von behinderten Menschen in allen Lebensbereichen wie z.B. öffentliche 
Verkehrsmittel, öffentlicher Raum, Wohnen, Ausbildung, Arbeit, etc. in Zukunft 
verhindert werden. Weiters werden Regelungen gefordert die sicherstellen, daß die zu 
schaffenden (Menschen-) Rechte auch eingeklagt werden können. 

Um dieses Ziel zu erreichen wird die Schaffung eines Gleichstellungs- bzw. eines 
Antidiskriminierungsgesetzes verlangt sowie die Verankerung der Gleichstellung 
behinderter Menschen in der Bundesverfassung. 

Da die Diskriminierung behinderter Menschen alle Lebensbereiche erfaßt, stellen die 
unterfertigten Abgeordneten daher folgende 

ANFRAGE: 

1. Wie lautet Ihre Meinung zu den Inhalten und Forderungen der der Anfrage 
beigelegten Resolution? 

2. Welche Möglichkeiten sehen Sie, um in Ihrem Ressort vorhandene Diskriminierungen 
zu beseitigen? 

3. \Vie stehen Sie zu der Forderung nach Schaffung eines umfassenden 
Gleichstellungsgesetzes? 

4. Sind Sie bereit, einen konkreten Beitrag zur Schaffung eines solchen Gesetzes zu 
leisten? 

Kl' G:\ANFRAGEN\BMJF\GLEICHST.DOC 
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5, Wenn nein: welches sind die Gründe dafür? 

6, Wie slehen Sie zu der Forderung nCl<.:h t'illt'1' \'('I;\Il\..(,IIII1}'. dn (ih'ichslcllllllg 
behinderter Menschen in der Verfassung'! 

7. Sind Sie bereit als ersten Schritt alle in die Kompclcnl IIm's RL'SS~lI'IS fallenden 
Gesetze nach diskriminierenden Stellen untersuchen zu lasseIl',' Wt'1l1l nt'ln: wclches 
sind die Gründe dafür7-- _____ _ 

_ ... -.~---------_.- --
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BUS und BAHN für ALLE! 
RESOLUTION 

für ein GLEICHSTELLUNGSGESETZ 
Behinderte Menschen (z.B. mit Rollstuhl) können die öffentlichen Verkehrsmittel nicht benut
zen. Deshalb verlangen wir, daß alle öffentlichen Verkehrsmittel (für den Personennahverkehr 
und Personenfernverkehr) behindertengerecht ausgestattet und mit Hubplauformen als Ein
stiegshilfe ausgerüstet werden. Die Kosten dieser zukünftigen Ausstattung der öffentlichen 
Verkehrsmittel sollen über die erhöhte Mineralölsteuer abgedeckt werden. 
Wir fordern auch eine gesetzliche Regelung, die sicherstellt, daß Diskriminierungen von be
hinderten Menschen nicht nur im Bereich Verkehr, sondern in allen Lebensbereichen - wie: 
öffentlicher Raum, Wohnen, Ausbildung, Arbeit - verhindert werden. Solche Regelungen 
zur Gleichstellung (Anti-Diskriminierung) müssen erreichen. daß behinderte 1\1enschen aus 
keinem Lebensbereich ausgeschlossen und mit allen anderen gleichgestellt werden; sie 
müssen diese (Menschen-) Rechte auch einklagen können. 

Diese Resolution wird dem Österreichischen Nationalrat als Petition übergeben werden. 

Vor- und Zuname Anschrift Geb.Datum Unterschrift 
Datum der 
Unterstütz~. 

Bitte wenden! 
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BUS und BAHN für ALLE: RESOLUTION für ein GLEICHSTELLUNGSGESETZ 

Menschen mit Behinderungen sind tiiglich in vielen Lebensbereichen erhehlicher Diskriminierung ausge
setzt. Sie werden nicht glei~h geachtet, in ihren Entfaltungsmöglichkeiten behinder1, in ihren Ent!'cheid~lJl' 
gcn bevormundet. durch vielfiiltigc Formen alltäglicher Gewalt (durch Institutionell, aber auch durch ein· 
zeine Personen) diskrilllinien. Es gibt bisher kein rechtliches InstJlJmentariun1, mit dem sich behind,:nc 
~1enschen zur Wehr setzen können~ 
Deshalb verlangen wir ein Gleichstellungs- oder Antidiskriminierungsgcsetz bzw. die verfassungsrl'chl
liehe Gleieh,lelllln~ behinderter Menschen in allen Lebenslagen. Wenn es \1\11 Menschcnn:chtc lind 
Gleichberech\lQunr. ~eh\. müssen behindel1e Menschen ihre Rechte gerichtlich einfordern und durchsct/.Cll 
I\Önncn. Die ar;1crik?lllische Behindertenbewepll1g hat 1990 ein solches Gesetz bereits erkiimpft. Seithcr 
gibt es von Behinderten in ganz Europa immer wieder Aktionen und Versuche. entsprechende gesetzliche 
Regelun!..!en zu erTeichen. 
W;s "Bu~s und Bahn für allc" betrifft, so ist damit der gesamte öffentlich finanziene Personen nah- und Per
sonenfern\'er~chr wie z.B. sUidtische Busse, Bllndes- lind Posthusse, Sc!1i.ilel1ransporte, Linien im Schli
Icrvcrl\ehr. Str:lrkl1hahncn. U-Bahn. S-Bahn. Bundesbahn us\\'. gemeint. E.~ geht damm, die öffentlichen 
V~rkehrsll1illcl b;trIiercfrci nil' ulk Menschen zugänglich zu machen und z.B. mit Hubplauformen (bz\\ 
Hubliftenl auszustatten Als Vorbild kann auf die amerikanischen Gesetze zur Antidiskriminierung ver
wiesen werden. dic bewirkt haben, daß in den gesamten USA die Busse mit Hubplatlformen :Iusgerlistet 
sind. Auch in DClllschbnd sind inzwischen schon viele hundeT1C Niederflurbusse mit entsprechenden Eill
stiegshilICn im Eills:l!l.. 

Beispiele für Diskriminierung: 

• Wenn Gesetze lind Vcrordnun!.!en gelten, die Stufen bei Fußgängerüber2:än2:en. vor Geschiiftcn und 
öffentlichen Gcb;iucJell (Schul~. po.<;t usw.) zulassen. so ist dies diskriminierend: 

• Wen!l nicht gcnügend barriercfreie und behindertengerechte Wohnungen gebaut und an Behinderte 
vergeben werden und damit ein Zwang zu Heimeinweisun!!en erzeugt wird. so ist dics diskriminierend: 

• weJ;n Menschen allS Mangel an Pflegegeld und ambllianter~ Dienstel7 nicht \\'jhlen können. ob sie zu 
Hause oder im Heim Assistcnzdienste und pflegerische Hilfen bekommen, so ist dies diskriminierend: 

• W~J1n Kinder für bildungsunfähig erkläJ1 werden, so ist dies diskriminierend: 
• wenn behincknc Kindel:--in Killd~r!!artell und Schule nicht inte!!riert werden. weil sich die Kindcn:;incn 

und Schulen nicht entsprechend o)~anisieren, so ist dies diskri~11inierend: ' 
• we.nn sich Amter. öffentlich.c und private Betriebe von der Pflicht. behindeT1e I\·1ensc.hen an7.Ust~IIer~. I 

freikaufen können oder behll1derte Menschen schlechter bezahlt werden als l1\chtbehmdene, so Ist dIes 
diskriminierend: . I 

• wenn behindene Menschen ohne ihre Zustimmung sterilisiert werden können. so ist dies diskriminierend. I 

Diese Hesolution ist eine Initiative folgender Vereinigungen: 
Behinderten-lnfonmtionszentrum BIZEPS, Wien. Evan!!elische:- Diakonieverein. Salzbur!z.. Initiative Min
derheiteniahr 1994. Österreich. lnte!!ralion Östcrreich -~Elterniniliativen für Qcmeinsame.<; Leben behin
dener und nichtbclllndener Menschen. Interessengemeinschaft privater Behi71deT1eneinrichtun~en. Tirol. 
Lebcnshilk Salzbur~. lvlobiler Hilfsdienst. Dornbirn. Innsbruck. Sulzbur~. OSlerreichischer Blinderwcr· 
band. Ö:>lcrreichisch-es Forum der Behindenen- und Kruppelini!iativen. Ostcrreichische Gesellschaft nir 
\1uskelhan~e. Osterreichischer Zivilinvalidenverband. Sozialberatun!! Hir Menschen mit BehindertlJl!C. 
Tiro!. Tirokr Sozi:1lparlament. Treffpunkt für Behinderte und ;\ichtbe~hindene. Dornbirn. Verein Arcl;.:. 
Tirol. Verein Domino. Linz. Verein i-Punkt. Hallein. Verein Integriertes Wohnen 1\\10. Innsbruck. Verein 
r.1iteinander, Li nl'. Verein zur Fördcrung I\örperbehinderter Menschen. Tiro!. Verein zur Integration geiqi~ 
behinderter Men~chcll 1GB, Tiro!. Osterreichische Arbeits!!emeinschaft Rehabilitation OAR - Dach· 
Or!Z'-lnisation d,~r östcneichischcn Behindertenverbände. Untc-rstiitzer sind noch viele weitere Vereine. die 
hier nicht einzeln erwiihnl werden und die Mitglieder der genannten übelTegionalen Verbünde sind. 

Kon tak tad ressen, Anforderung von Untersch riftenlisten: 
BURGENLA;-.m ],l1leltt' Hothard. Garteng. 14.71::1 J Halbtun~. NIEDERÖSTERREICH: j\.·laria Brandl. 
Dr.Danzingerstr. I S. ::2523 Tattendorf. OBERÖSTERREICH: Verein !vliteinander - Mar!:!arete \1adcr. 
Rechte DO~laustrJ(k 7. 4C20 Linz. SA LZB URG: Irmgarcl Fuchs. Behindenenbeauftra!!te dCr Ulliversit~il. 
Akademiestr. 26. j020 S~lIzbun: STEIERMARK: Joser MiU Deng!!. 2&. 8042 Graz. TWOL: Volke,' 
Schönwiesc, Achse1\..:opfweg 1.~6ü20 Innsbruck. VORARLBERG: Eberhard ZumtobeJ. Sch(irzcllstr. 6. 
6850 Dornbirn. WIEN: BlZEPS - Martin Ladstätter, Juchgasse 27/4. 1030 Wien. 

Rücksendung der ausgefüllten Unterschriftenlisten bis spätestens 3 J. J 0.1994 an: 
Volker Schön wiese, Achselkopfweg J, 6020 lnnsbruck 

• 
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